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Neue alte Freunde
WER SICH SO ALLES AUFWIND DURCH DIE AFD ERHOFFT

E in alter Traum extremer 
Konservativer ist politische 
Wirklichkeit geworden: 

Rechts von den Unionsparteien 
CDU und CSU hat sich mit der 
„Alternative für Deutschland“ 
(AfD) endlich eine, nun, Alterna-
tive eröffnet. Dass man sich im 
rechten Spektrum nicht 
gegenseitig ausgren-
zen solle, hat nun 
der Vorsitzende der 
„Staats- und Wirt-
schaftspolitischen 
Gesellschaft e.V.“ 
(SWG), Manfred Ba-
ckerra, in Hamburg ge-
fordert: So dürfe eine frü-
here Mitgliedschaft in der NPD 
eine AfD-Zugehörigkeit nicht 
unmöglich machen, sagte der 
Oberst a.D. jetzt bei einer Ver-
anstaltung der AfD-Fraktion.

Seit 1962 will sich die SWG, 
deren Gründer Hugo Wellems 
einst Referent im Propaganda-
ministerium von Joseph Goeb-
bels war, für „das konservative 
Milieu“ einsetzen – gegen „alli-
ierte Umerziehung“ und „68er-
Wertezersetzung“. Als Referen-
tin lädt sie schon mal Szene-An-
wältinnen ein, unter den Gästen 
findet man auch schon mal eine 
Holocaust-Leugnerin, aber stets 
mühte sich die SWG bürgerlich 
zu erscheinen.

Wie glaubwürdig diese Pose 
ist, zeigt ein Blick ins soziale 

Netzwerk Facebook: Da teilt die 
SWG einen Pegida-Kommentar 
zum Auftritt von Bundespräsi-
dent Joachim Gauck beim Ka-
tholikentag: „Der GAUCKler 
mal wieder“, heißt es da, und: 
„was für ein verwirrter Komi-
ker“. Als „Volksverräter“ wird das 

Staatsoberhaupt bezeich-
net, und man weist hin 

auf eine Publikation 
des „Instituts für 
Staatspolitik“ – Ti-
tel: „Wir Deutsche 

sind das Volk“. Darin 
legt Thor von Wald-

stein, ehemals Vorsit-
zender der NPD-Studente-

norganisation, dar: „Ein halbes 
Jahr nach Beginn der Invasion 
Deutschlands durch eine Mil-
lion Fremder“ greife ein „Wi-
derstandsrecht“ gegen die be-
stehende Regierung.

Die Nähe zur AfD suchte die 
SWG immer wieder mal: Im 
März 2015 etwa sprach bei ei-
ner SWG-Veranstaltung Alex-
ander Gauland über „Ein Europa 
selbstbestimmt vereint wirken-
der Vaterländer“. 
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Andreas Speit

■■ arbeitet als freier Journalist 
und Autor über die rechte Szene 
nicht nur in Norddeutschland.

Der Libeskind-Bau der Leuphana 
Universität Lüneburg dürfte teu-
rer als 90 Millionen Euro wer-
den. Nach einem am Mittwoch 
im Haushaltsausschuss des 
Landtages vorgelegten Status-
bericht soll das Wissenschafts-
ministerium sich auf Kosten von 
92,6 Millionen Euro einstellen, 
wie Lüneburger Landeszeitung 
und Weser-Kurier berichteten. 
Ausgegeben wurden demnach 
bislang 83,2 Millionen Euro.

Indirekt bestätigte das Mi-
nisterium die Angaben. Bereits 
im vergangenen Dezember sei 
klar gewesen, dass die zuletzt 
genehmigten Kosten um mehr 
als 15 Prozent überschritten wer-
den, hieß es in einer Mitteilung: 
„Diese bereits in der Risikobe-
wertung angenommenen Kos-
tensteigerungen sind eingetre-
ten.“ Konkrete Zahlen wurden 
aber nicht genannt.

Die Fertigstellung eines Se-
minarzentrums werde sich zu-
dem um knapp vier Wochen 
verzögern. „Der Neubau schrei-
tet voran, das Vorhaben bleibt 

aber in zeitlicher Hinsicht wei-
terhin kritisch“, sagte die grüne 
Kultusministerin Gabriele Hei-
nen-Kljajic.

Seit Monaten stand bereits 
fest, dass die Kosten für das 
von US-Stararchitekt Daniel Li-
beskind entworfene Zentralge-
bäude auf mindestens 83 Mil-
lionen Euro gestiegen sind. 
Die entsprechende Nachtrags-
bauunterlage gehe davon aus, 
dass die zuletzt genehmigten 
Kosten um mehr als 15 Prozent 
überschritten werden, sagte ein 
Uni-Sprecher im Februar. Das 
entspreche einer Summe von 
knapp 11 Millionen Euro. Die 
Universität selbst sei zuletzt 
von 72,3 Millionen Euro ausge-
gangen. Am Mittwoch wollte der 
Sprecher keine konkreten Zah-
len nennen.

Bis Ende 2016 soll der futu-
ristische Bau fertig sein und bis 
Ende Januar 2017 in Betrieb ge-
hen. EU-Mittel in Millionenhöhe 
könnten verloren gehen, wenn 
der Bau nicht fristgerecht an 
den Start geht. (dpa)

Libeskind-Bau wird teurer
KOSTEN Das futuristische Zentralgebäude der 
Leuphana Universität muss 2017 in Betrieb gehen

UND HEUTE

Die evangelische Oberlandeskir-
chenrätin Kerstin Gäfgen-Track 
hat Äußerungen der CDU in Nie-
dersachsen zu Gebetsräumen an 
Schulen kritisiert. Am Dienstag 
hatte die CDU-Landtagsfraktion 
14 Forderungen zu den geplan-
ten Verträgen mit den musli-
mischen Verbänden beschlos-
sen. Unter anderem wendet sie 
sich gegen Gebetsräume oder 
„Räume der Stille“ an Schulen. 
Die Integration von Flüchtlin-
gen könne nur gelingen, wenn 
die Menschen mit ihrer Reli-
gion und ihrer Kultur ein Teil 
der deutschen Gesellschaft wür-
den, sagte Gäfgen-Track. (epd)

Von 80 auf mindestens 90 Pro-
zent will Mecklenburg-Vorpom-
mern die gesetzliche Förde-
rung der Schwangerschaftskon-
fliktberatung verhöhen. Damit 
setzten die Koalitionsfraktio-
nen von SPD und CDU „ein kla-
res Zeichen“ für den Erhalt ei-
ner fachlich guten und flächen-
deckenden Beratung, sagte die 
stellvertre- tende 
SPD-
Frak-

tions-

vorsitzende Martina Tegtmeier 
gestern in Schwerin. Als erstes 
Bundesland setze man die ge-
setzliche Förderung oberhalb 
der 80 Prozent an, die das Bun-
desverwaltungsgericht dafür als 
Grenze festgelegt hat.

Zum Jahresbeginn 2015 gab 
es in MV 39 Schwangerschafts-
konfliktberatungsstellen mit 
44,67 vollen Beraterstellen. 
Die bisherige gesetzliche Rege-

lung im Land sieht vor, dass 
80 Prozent der Sachkos-

ten und mindestens 80 
Prozent der Personalkos-

ten vom Land gefördert wer-
den. (epd)

Schwerin stockt Schwangerenberatung auf
MUSLIME IN N IEDERSACHSEN LAND TRÄGT 90 PROZENT DER KOSTEN

VON KAI VON APPEN

Der Streit um eine Immobilie 
im Hamburger Schanzenviertel 
dreht sich eine Umdrehung wei-
ter – und eine besonders kuri-
ose: Die Eigentümer des „Schan-
zenhofs“ haben der Betriebs-
ratsvorsitzenden der derzeit 
noch dort ansässigen Drogen-
hilfeeinrichtung „Palette“, Ulrike 
Winkelmann, Hausverbot erteilt 
– offenbar wegen ihres Engage-
ments für den Erhalt der bisheri-
gen Mietverhältnisse. „So etwas 
geht gar nicht“, sagt dazu die ein-
schlägig erfahrene Rechtsanwäl-
tin Mechthild Garweg: Das sei „ 
nach Paragraf 119 Betriebsver-
fassungsgesetz ein Angriff auf 
ein Betriebsverfassungsorgan, 
sofern der Arbeitgeber nicht un-
verzüglich dafür sorgt, dass die 
Betriebsrätin Zutrittsrecht zum 
Betrieb bekommt“. 

Gekauft, um teurer zu  
vermieten
2013 hatten die Brüder Maximi-
lian und Moritz Schommartz die 
ehemalige Montblanc-Fabrik ge-
kauft. Zum 1. April dieses Jahres 
dann kündigten sie neben der 
„Palette“ auch den Mietern in 
der „Kulturetage“ sowie – nach 

25 Jahren – dem alternativen Ho-
tel und Bio-Restaurant „Schan-
zenstern“. Die neuen Mieter sol-
len statt 8,50 Euro nun 14 Euro 
pro Quadratmeter zahlen. Bei-
des hatte teils massive Proteste 
ausgelöst. Nach dem Auszug des 
Schanzensterns bekamen des-
sen Mitarbeiter sämtlich ein 
Hausverbot auf Lebenszeit für 
den Gebäudekomplex.

Die Palette suchte neue 
Räume und wurde sogar im 
Viertel fündig; das neue Domizil 
ist aber noch nicht bezugsfertig. 
Deshalb gewährten die Gebrü-
der Schommartz der Drogen-
hilfe eine Mietvertragsverlän-
gerung: Sie dürfe  solange im 
Schanzenhof bleiben, bis sie in 
die neuen Räume kann.

Die Proteste für den Erhalt 
des Schanzenhofes dauern 
aber an. So war vor zwei Wo-
chen ein Nachbarschafts-Hof-
fest geplant, das dann kurzfris-
tig abgesagt worden ist. Weil er 
aber Sorge hatte, der Schanzen-
hof könnte gestürmt werden, 
war Maximilian Schommartz 
an jenem Tag vor Ort. Aus ei-
ner Gruppe Protestler will er 
als „Schnösel“ bezeichnet wor-
den sein – und da sei eben auch 
die Palette-Betriebsrätin dabei-

gewesen. Schommartz rief die 
Polizei und erstattete Anzeige 
wegen Beleidigung.

Drogenhilfeeinrichtung  
in „schwieriger Situation“
Ein Hausverbot erhielt Winkel-
mann prompt per Fax geschickt.  
Statt aber beispielsweise dage-
gen zu protestieren, forderte 
die Palette-Geschäftsführung 
vielmehr Winkelmann auf, 
ihre Schlüssel abzugeben; nach 
20 Jahren Tätigkeit in der Dro-

genhilfeeinrichtung wies man 
ihr eine andere Aufgabe zu, in 
einem Kinderprojekt des Trä-
gervereins.

„Es ist eine schwierige Situa-
tion“, sagt die Palette-Geschäfts-
führerin Anke Mohnert: „Wir 
müssen die Räume unbedingt 
behalten“. Denn der Gewer-
bemietvertrag habe eine mo-

Drogenhelferin unter Druck
NERVEN BLANK Weil sie gegen den neuen Vermieter protestiert haben soll, bekommt eine 
Betriebsrätin Hausverbot für ihren Arbeitsplatz im Hamburger Schanzenviertel

Kann Folgen haben: Protest gegen Rausschmiss und Neuvermietung des „Schanzenhofs“ Ende März  Foto: Joto

Ausgerechnet am Internationa-
len Hurentag wird im Bundes-
tag des „Prostituiertenschutz-
gesetz“ besprochen. Der laut-
starke, anhaltende und gut 
begründete Protest der Sexar-
beiterinnen gegen das Gesetz 
sei bislang  von den PolitikerIn-
nen ignoriert worden, sagt der 
Berufsverband erotische und 
sexuelle Dienstleistungen und 
will nicht locker lassen. Aus Pro-
test wird am Hamburger Hans 
Albers-Platz um 15  Uhr eine 
„Regierungsbehörde  mit Hu-
renausweisen“ aufgebaut und 
Hannover ist die Behörde be-
reits um 10 Uhr am Kröpke zur 
Diskussion geöffnet.

Niedersächsische Medizinstu-
denten sollen künftig mit Sti-
pendien dazu motiviert wer-
den, sich als Hausarzt auf dem 
Land niederzulassen. Das Geld 
bekomme, wer sich dazu ver-
pflichte, nach der Facharztaus-
bildung für mindestens vier 
Jahre auf die Großstadt zu ver-
zichten, teilte das Sozialministe-
rium mit. Mit finanziellen An-
reizen versuchen bereits seit 
mehreren Jahren einzelne Re-
gionen, Studenten anzulocken;  
nun soll dies landesweit einge-
führt werden. +++ Das Verwal-
tungsgericht Osnabrück hat die 
Polizeidirektion Osnabrück ver-
pflichtet, einem Beamten Son-
derurlaub für die Begleitung sei-
ner Tochter in ein Kinderhospiz 
zu gewähren. Laut den Attesten 
zweier Ärzte lasse die Erkran-

kung nur noch wenige Monate 
Lebensdauer erwarten, teilte das 
Gericht mit. Damit sei die Vor-
aussetzung erfüllt (Az. 3 B 8/16). 
Die Polizeidirektion hatte argu-
mentiert, die Tatsache, dass die 
Tochter noch immer am Leben 
sei, lasse Zweifel an der me-
dizinischen Prognose zu. Das 
nannte das Gericht „unvertret-
bar, wenn nicht sogar zynisch“. 
+++ Ein neuer Radiosender hat 
auf Sylt den Betrieb aufgenom-
men. Syltfunk – Sölring Radio 
sendet seit gestern auch über 
UKW, nachdem es zuvor nur im 
Internet zu hören war. Der Sen-
der will nach eigenen Angaben 
Musik abseits des Mainstreams 
spielen und regionale Nachrich-
ten produzieren. Außerdem soll 
es Beiträge in den Minderhei-
tensprachen geben. +++

Kirchenfrau wundert 
sich über die CDU

…gehen verärgerte 
Huren auf die Straße

Beratungs-Material-Foto: dpa

natliche Kündigungsfrist, und 
Schommartz könne die Einrich-
tung mit zuletzt 600 Klienten 
kurzfristig auf die Straße setzen. 
Freilich: „Wenn dieses Hausver-
bot rechtlich nicht haltbar ist“, 
sagt Mohnert, „ist die Sache für 
uns vom Tisch.“

Anwältin Garweg weist dar-
auf hin, dass sich auch ein Ver-
mieter wegen des Verstoßes ge-
gen das Betriebsverfassungs-
gesetz strafbar machen kann: 
Wenn er Betriebsräten den Zu-
tritt zum Betrieb verweigert. 
Schommartz verteidigte auf taz-
Anfrage sein Vorgehen: Winkel-
mann sei von der Polizei beim 
„Begehen einer Sachbeschädi-
gung am Gebäude aufgegrif-
fen“ worden. 

Anhaltender Protest
Gentrifizierungs-Gegner und 
andere Interessierte setzen sich 
derweil weiter für den Schan-
zenhof ein, der vor 25 Jahren 
einmal ein Vorzeigeprojekt für 
sozialdemokratische alternative 
Stadtentwicklung war. So ist für 
den kommenden Samstag er-
neut ein Nachbarschaftsfest 
angesetzt, um den Schanzenhof 
„nach unseren Vorstellungen zu 
verschönern“, heißt es. 

„So etwas ist ein 
Angriff auf ein  
Betriebsverfassungs-
organ“
MECHTHILD GARWEG, ANWÄLTIN


	taz Nord vom 2.6.2016
	42 Nord Aktuell


